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Mitglieder-Info Nr. 24/2011 

 
Kein Anspruch auf Versorgung mit einer mobilen Treppensteighilfe gegenüber der gesetzli-
chen Krankenversicherung 

hier: Urteil des Bundessozialgerichtes vom 07.10.2010, Az.: B 3 KR 13/09 R 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem als Anlage beigefügten Urteil hat der 3. Senat des BSG entschieden, dass der mit 
der Bereitstellung einer mobilen Treppensteighilfe bezweckte zusätzliche Behinderungs-
ausgleich nicht die – von der GKV allein geschuldete – medizinische Rehabilitation betrifft, 
sondern die soziale bzw. gesellschaftliche Integration und Rehabilitation, die in den Zu-
ständigkeitsbereich anderer Sozialleistungsträger – vor allem der Sozialhilfe – fällt. 

Der erkennende Senat stellt in dieser m. E. sehr grundsätzlichen und umfassenden Ent-
scheidung im Wesentlichen Folgendes fest: 

- Der Zweck, eine bestimmte Treppe im Rollstuhl sitzend zu überwinden und so an 
einen ansonsten nicht oder nur unter besonderen Schwierigkeiten zu erreichenden 
Ort zu kommen, muss vom Maßstab der medizinischen Rehabilitation gedeckt 
sein, weil die GKV nur für diesen Bereich der Hilfsmittelversorgung zuständig ist. 
Die Leistungspflicht der GKV entfällt, wenn z. B. die berufliche oder die soziale Re-
habilitation bezweckt wird (Rdnr. 20). Nach diesen Maßstäben besteht vom Grund-
satz her kein Anspruch nach § 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V auf Versorgung mit einer 
Treppensteighilfe. 
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Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

- Bei der Hilfsmittelversorgung durch die GKV kommt es nicht auf die konkreten 
Wohnverhältnisse des einzelnen Versicherten an, sondern auf einen generellen, an 
durchschnittlichen Wohn- und Lebensverhältnissen orientierten Maßstab. Fehlt es 
daran, ist ein Anspruch nach § 33 SGB V in der Regel ausgeschlossen. Es kann 
sich dann nur um eine Form der Hilfe zur Anpassung an die konkrete Wohnsituati-
on handeln, für die nicht die Krankenkassen, sondern der Versicherte selbst – im 
Rahmen seiner Eigenverantwortung – oder andere Sozialleistungsträger (z. B. 
Pflegekassen, Sozialhilfeträger, Unfallversicherungsträger) zuständig sein können 
(Rdnr. 24). 

- Der Gesetzgeber hat insbesondere mit der Begründung eines Anspruchs auf 
Leistungen für wohnumfeldbezogene Maßnahmen im Rahmen der sozialen Pfle-
geversicherung eine grundlegende Systementscheidung getroffen habe. Rechts-
grundlage dafür ist § 40 Abs. 4 SGB XI (Rdnr. 25). Nicht zu verkennen ist zwar, 
dass die von der Pflegeversicherung gewährte Unterstützung in dem knappen – 
und seit seiner Einführung auch nicht angepassten – finanziellen Rahmen des 
§ 40 Abs. 4 Satz 3 SGB XI dem tatsächlichen Bedarf für einen behindertengerech-
te Wohnungsausstattung kaum gerecht werden kann; dies den heutigen Verhält-
nissen anzupassen ist aber nicht Aufgabe der Gerichte, sondern allein des Ge-
setzgebers (Rdnr. 27). 

- Es ist von einer fortschreitenden, wenn auch noch nicht vollständig hergestellten 
Barrierefreiheit (zumindest für öffentliche Gebäude) in Deutschland auszugehen. 
Wegen der grundlegend geänderten rechtlichen Bewertung und der daraus folgen-
den tatsächlichen Situation in Bezug auf die Barrierefreiheit von Gebäuden mit 
Publikumsverkehr und des öffentlichen Raumes geht der Senat ferner davon aus, 
dass im Nahbereich der Wohnung üblicherweise keine Treppen mehr zu überwin-
den sind und die Herstellung der Barrierefreiheit öffentlicher und ziviler Bauten wei-
terhin voranschreitet. Deshalb steht einem Versicherten kein Anspruch gegen die 
Krankenkasse auf Gewährung einer Treppensteighilfe in diesem Rahmen zu. Die 
dies noch bejahende Rechtsprechung des 8. Senats des BSG aus dem Jahre 1984 
gibt der nunmehr allein für das Hilfsmittelrecht der GKV zuständige 3. Senat des 
BSG mit dieser Entscheidung auf (Rdnr. 34). 

- Eine Leistungspflicht der Beklagten nach § 14 SGB IX scheidet aus, da eine Leis-
tungspflicht anstelle der Pflegekasse schon deshalb entfällt, weil die Pflegekassen 
nicht zu den Rehabilitationsträgern im Sinne des SGB IX gehören und eine Leis-
tungspflicht der Beklagten anstelle des Sozialhilfeträgers ebenfalls ausscheidet, da 
die Klägerin nach ihren wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zu dem Personenkreis 
gehört, der Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch nehmen könnte (Rdnr. 41ff.). 

Die Entscheidung dürfte gerade im Hinblick auf die Abgrenzung zwischen medizinischer 
und sozialer Rehabilitation und der Schnittstelle zur GKV von besonderem Interesse sein. 
Eine Diskussion über die Auswirkungen der Entscheidung ist für die Beratungen des FA I 
im April vorgesehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Matthias Krömer 


